
Dienstleistungsaufträge (ABl. L 209, S. 1) — Nationale Rege­
lung, die die individuelle Beteiligung von verbundenen oder 
beherrschten Unternehmen an einer öffentlichen Ausschreibung 
für Lieferungen und Dienstleistungen ausschließt 

Tenor 

1. Art. 29 Abs. 1 der Richtlinie 92/50/EWG des Rates vom 18. 
Juni 1992 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Dienstleistungsaufträge ist dahin auszulegen, dass er 
einen Mitgliedstaat nicht daran hindert, über die in dieser Bestim­
mung enthaltenen Ausschlussgründe hinaus weitere Ausschluss­
gründe vorzusehen, die gewährleisten sollen, dass die Grundsätze 
der Gleichbehandlung und der Transparenz beachtet werden, sofern 
diese Maßnahmen nicht über das hinausgehen, was zur Erreichung 
dieses Ziels erforderlich ist. 

2. Das Gemeinschaftsrecht steht einer nationalen Vorschrift entgegen, 
mit der in Verfolgung der legitimen Ziele der Gleichbehandlung 
der Bieter und der Transparenz im Rahmen der Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Aufträge ein absolutes Verbot für Unterneh­
men, zwischen denen ein Abhängigkeitsverhältnis besteht oder die 
miteinander verbunden sind, aufgestellt wird, sich gleichzeitig in 
Wettbewerb zueinander an ein und demselben Ausschreibungsver­
fahren zu beteiligen, ohne dass ihnen die Möglichkeit gegeben 
wird, nachzuweisen, dass sich dieses Verhältnis nicht auf ihr je­
weiliges Verhalten im Rahmen dieses Ausschreibungsverfahrens 
ausgewirkt hat. 

( 1 ) ABl. C 37 vom 9.2.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 7. Mai 2009 
(Vorabentscheidungsersuchen des Raad van State — 
Niederlande) — College van burgemeester en wethouders 

van Rotterdam/M. E. E. Rijkeboer 

(Rechtssache C-553/07) ( 1 ) 

(Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen­
bezogener Daten — Richtlinie 95/46/EG — Achtung des Pri­
vatlebens — Löschung der Daten — Auskunftsrecht hinsicht­
lich der Daten und ihrer Empfänger — Frist für die Aus­

übung des Auskunftsrechts) 

(2009/C 153/19) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Raad van State 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: College van burgemeester en wethouders van Rotterdam 

Beklagter: M. E. E. Rijkeboer 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Raad van State — Auslegung 
von Art. 6 Abs. 1 Buchst. e und Art. 12 Buchst. a der Richtlinie 
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. 
Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver­

arbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenver­
kehr (ABl. L 281, S. 31) — Nationale Regelung, die das Zu­
gangsrecht auf Daten beschränkt, die im Jahr vor der Stellung 
des Zugangsantrags verarbeitet worden sind — Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit 

Tenor 

Nach Art. 12 Buchst. a der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz na­
türlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und 
zum freien Datenverkehr sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, ein 
Recht auf Auskunft über die Empfänger oder Kategorien der Emp­
fänger der Daten sowie den Inhalt der übermittelten Information vor­
zusehen, das nicht nur für die Gegenwart, sondern auch für die Ver­
gangenheit gilt. Es ist Sache der Mitgliedstaaten, eine Frist für die 
Aufbewahrung dieser Information sowie einen darauf abgestimmten 
Zugang zu ihr festzulegen, die einen gerechten Ausgleich bilden zwi­
schen dem Interesse der betroffenen Person am Schutz ihres Privat­
lebens, insbesondere mit Hilfe der in der Richtlinie 95/46 vorgesehe­
nen Rechte und Rechtsbehelfe, auf der einen Seite und der Belastung, 
die die Pflicht zur Aufbewahrung der betreffenden Information für den 
für die Verarbeitung Verantwortlichen darstellt, auf der anderen Seite. 

Eine Regelung, die die Aufbewahrung der Information über die Emp­
fänger oder Kategorien der Empfänger der Daten und den Inhalt der 
übermittelten Daten und dementsprechend den Zugang zu dieser In­
formation auf die Dauer eines Jahres begrenzt, während die Basisdaten 
viel länger aufbewahrt werden, stellt keinen gerechten Ausgleich zwi­
schen dem hier in Rede stehenden Interesse und der fraglichen Ver­
pflichtung dar, sofern nicht nachgewiesen wird, dass eine längere Auf­
bewahrung der betreffenden Information den für die Verarbeitung Ver­
antwortlichen über Gebühr belasten würde. Dies zu prüfen, ist Sache 
des nationalen Gerichts. 

( 1 ) ABl. C 64 vom 8.3.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 30. April 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesver- 
waltungsgerichts — Deutschland) — BIOS Naturprodukte 

GmbH/Saarland 

(Rechtssache C-27/08) ( 1 ) 

(Richtlinie 2001/83/EG — Art. 1 Nr. 2 Buchst. b — Begriff 
des Funktionsarzneimittels — Dosierung des Erzeugnisses — 
Normaler Gebrauch — Gesundheitsrisiko — Eignung, die 
menschlichen physiologischen Funktionen wiederherzustellen, 

zu korrigieren oder zu beeinflussen) 

(2009/C 153/20) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesverwaltungsgericht 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: BIOS Naturprodukte GmbH 

Beklagter: Saarland
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